
In dem Bericht an die 31. Plenartagung wird den Ge­
richten die Aufgabe gestellt, „zur Erreichung einer ho­
hen gesellschaftlichen Effektivität der Rechtsprechung, 
die darauf gerichtet ist, die Entwicklung der sozialisti­
schen Gesellschaft aktiv zu fördern, den sozialistischen 
Staat, die Errungenschaften sowie die Rechte und In­
teressen der Werktätigen zu schützen, systematisch 
mit den örtlichen Volksvertretungen und ihren Orga­
nen zusammenzuarbeiten. Diese Zusammenarbeit ist so 
zu qualifizieren, daß entsprechend der Aufgabenstel­
lung in der Entschließung des VIII. Parteitages der SED 
.überall im täglichen Leben die Einhaltung des sozia­
listischen Rechts und die bewußte Disziplin zur festen 
Gewohnheit der Menschen werden“75/. Geht man von 
dem großen Anteil aus, den die gesellschaftlichen Ge­
richte an der Rechtsprechung haben, wird deutlich, 
daß sich diese Aufgabe nur lösen läßt, wenn auch die 
Rechtsprechung der gesellschaftlichen Gerichte in die­
ser Richtung wirksam gemacht wird.
Die Darlegungen in dem Präsidiumsbericht der 32. Ple­
nartagung knüpfen an die Feststellung des Berichts 
an das 31. Plenum an, daß es sich bewährt hat, „wenn 
auf der Grundlage des Planes der gemeinsamen Haupt­
aufgaben der zentralen Rechtspflegeorgane von den 
Leitungen der Rechtspflegeorgane im Bezirk gemein­
sam mit dem Rat des Bezirks die Schwerpunkte der 
Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung im gesam­
ten Bezirk festgelegt werden“/6/. Diese Schwerpunkte 
sind die Grundorientierung für die Rechtspflegeorgane 
und die örtlichen Staatsorgane. Daraus wird abgeleitet, 
welche spezifischen Einschätzungen oder Analysen die 
Gerichte für die örtlichen Volksvertretungen und deren 
Organe erarbeiten. Das ist zugleich ein maßgeblicher 
Ausgangspunkt für die Festlegung der Schwerpunkte, 
zu denen sich die Gerichte die Übersicht über den In­
halt der Rechtsprechung der gesellschaftlichen Ge­
richte verschaffen müssen.
Neben der sich auf diesem Wege vollziehenden Integra­
tion der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte in 
die komplex-territoriale Leitung werden sich auch wei­
tere Informationen über Erscheinungen ergeben, die 
für die gesellschaftliche Entwicklung des jeweiligen 
Territoriums oder eines Teilbereichs von Bedeutung 
sind. Empfänger sind dabei nicht in jedem Falle die 
örtlichen Volksvertretungen, sondern auch die Räte 
oder ihre Organe, wirtschaftsleitende Organe, Gewerk­
schaftsvorstände, einzelne Betriebsleitungen usw. Ziel­
gerichtet wird damit auf konkrete, meist die gesell­
schaftliche Entwicklung im Betrieb oder Wohngebiet 
störende Erscheinungen orientiert, um den für diesen 
Bereich Verantwortlichen zu helfen, diese Erschei­
nungen zu überwinden. Die Orientierung, die dazu in 
den Richtlinien Nr. 26 und 28 des Obersten Gerichts 
gegeben wurde, hat sich als richtig erwiesen./7/ Häu­
fig werden aber noch die Informationen der gesell­
schaftlichen Gerichte nicht in dem erforderlichen Maße 
durch die Verantwortlichen ausgeschöpft. Teilweise 
wird von Betriebsleitern der große politisch-er­
zieherische Wert einer ständigen Zusammenarbeit mit

/5/ „Zu einigen Problemen und Erfahrungen der Zusammen­
arbeit der Gerichte mit den örtlichen Volksvertretungen bei der 
Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung, Bericht des Prä­
sidiums an das Plenum des Obersten Gerichts auf der 31. Ple­
nartagung am 23. Juni 1971“, NJ 1971 S. 441.
/6/ A. a. O., S. 443.
/7/ Vgl. Richtlinie Nr. 26 zum Zusammenwirken der Gerichte 
mit den Schiedskommissionen, NJ 1969 S. 242, und Richtlinie 
Nr. 28 zum Zusammenwirken der Gerichte mit den Konflikt­
kommissionen, NJ-Beilage 1/70 (zu Heft 9).

den Konfliktkommissionen nicht erkannt, und es wer­
den deren Erkenntnisse nicht für die eigene Leitungs­
tätigkeit genutzt. Vor allem die Kreisgerichte müssen 
dabei die gesellschaftlichen Gerichte tatkräftig unter­
stützen.^/
Als eine weitere Form der Integration der Tätigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte in die territoriale Lei­
tung ist in dem Präsidiumsbericht an die 32. Plenar­
tagung die in Durchsetzung von Art. 95 der Verfas­
sung erfolgende Berichterstattung der Bezirks- und 
Kreisgerichte und der Schiedskommissionen vor den 
zuständigen Volksvertretungen dargestellt. Es wird be­
gründet, warum die Erfahrungen und Ergebnisse aus 
der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte Bestand­
teil der Berichterstattungen der Direktoren der Kreis- 
und Bezirksgerichte sein sollen. Mit der hierbei ver­
wendeten Formulierung „aufgabenbezogene Informa­
tion“ (Ziff. 4.1.) soll nochmals unterstrichen werden, 
daß es sich nicht um „Tätigkeitsberichte“ handeln darf, 
mit denen die Volksvertretungen nichts weiter anfan­
gen können, als sie zur Kenntnis zu nehmen. Dieser 
Standpunkt stimmt mit der Auffassung des Ministe­
riums der Justiz überein./9/

Zur Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den Gewerkschaften

Die Plenartagungen der Bezirksgerichte, insbesondere 
die Beratungen in den Bezirken Erfurt,- Karl-Marx - 
Stadt, Rostock und Suhl/Ю/, zeigten anschaulich die 
gewachsene Qualität der Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den Gewerkschaften bei der gemeinsamen Anlei­
tung der Konfliktkommissionen. Die Vertreter der Ge­
werkschaften informierten die Plenen über hervor­
ragende Initiativen betrieblicher und örtlicher Ge­
werkschaftsorgane, setzten sich kritisch mit Mängeln 
auseinander und unterbreiteten konstruktive Vor­
schläge für die weitere Arbeit.
Die inhaltlich noch wirksamer auszugestaltende Zu­
sammenarbeit mit den Gewerkschaften ist objektiv 
notwendig, um den Einfluß der Arbeiterklasse auf die 
Durchsetzung des sozialistischen Rechts überall im 
täglichen Leben unserer Gesellschaft und bei seinem 
weiteren Ausbau zu gewährleisten. Dazu müssen auch 
die Berichterstattungen der Bezirks- und Kreisgerichte 
vor den Vorständen der Gewerkschaft genutzt werden. 
Abschließend ist hervorzuheben, daß eine unabding­
bare Voraussetzung für eine höhere Qualität der An­
leitung der gesellschaftlichen Gerichte die gesell­
schaftswirksame, rationelle und zügige Durchführung 
der Einzelverfahren durch die Kreis- und Bezirksge­
richte ist, wie das im einzelnen in den Berichten an 
das 30. und 31. Plenum des Obersten Gerichts heraus­
gearbeitet wurde.

/8/ Vgl. hierzu Schaaf, „Richtlinie Nr. 28 des Obersten Gerichts 
im Femmeldewerk schöpferisch verwirklicht“, Arbeit und 
Arbeitsrecht 1971, Heft 15, S. 469. Dieser Beitrag ist deshalb so 
Instruktiv, weil gezeigt wird, daß die Betriebsleitung erkannt 
hat, daß die leitungsmäßige Aus- und Verwertung der Erfah­
rungen der gesellschaftlichen Gerichte nur die eine Seite ist, 
die andere aber darin besteht, die Mitglieder der gesellschaft­
lichen Gerichte über alle wichtigen betrieblichen Fragen zu 
informieren, um ihre Sachkunde zu erhöhen.
/9/ Vgl. hierzu „Höhere Effektivität der Berichterstattungen 
der Gerichte vor den Volksvertretungen“, NJ 1971 S. 569.
ДО/ Vgl. „Zur Leitung der gesellschaftlichen Gerichte durch die 
Bezirks- und Kriisgerichte“ (aus den Berichten der Präsidien 
der Bezirksgerichte Suhl und Karl-Marx-Stadt), NJ 1971 
S. 522 ff.; Stipp, „Wertvolle Analyse über Durchsetzung und 
Wirksamkeit der OG-Richtlinie Nr. 28“, Arbeit und Arbeitsrecht 
1971, Heft 16, S. 499, sowie G. Müller/Ch. Kaiser, „Plenum des 
Bezirksgerichts analysierte Tätigkeit und Leitung der KK im 
Bauwesen“, Arbeit und Arbeitsrecht 1971, Heft 17, S. 529.
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